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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften der Kindergeld- 
gesetze 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizu führen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 174. Sitzung am 29. März 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf, 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. Im übrigen 
hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 
Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dt. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Unlversitäts-Buchdrudcerei, Bona 

Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften 
der Kindergeldgesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Gesetz über die Gewährung von Kin- 
dergeld und die Errichtung von Familienaus- 
gleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 13. No- 
vember 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) in 
der Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des 
Kindergeldgesetzes (Kindergeldergänzungs- 
gesetz — KGEG) vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 841) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 erhält folgende 
Fassung: 

„2. Stiefkinder, die dem Ff aushalt des 
Stiefvaters oder der Stiefmutter 
angehören,“; 

b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 erhält folgende 
Fassung: 

„5. uneheliche Kinder (im Verhältnis 
zu dem Vater jedoch nur, wenn 
seine Vaterschaft oder seine Unter- 
haltspflicht festgestellt ist),“; 

c) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Pflegekinder sind Kinder, die dem 
FFaushalt von Personen angehören, 
mit denen sie ein familienähnliches, 
auf längere Dauer berechnetes Band 
verknüpft, wenn diese zu dem Unter- 
halt der Kinder nicht unerheblich bei- 
tragen; Kinder, die dem FFaushalt von 


Großeltern oder Geschwistern ange- 
hören oder von ihnen überwiegend 
unterhalten werden, gelten als Pflege- 
kinder.“ 

2.§ 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr, 7 wird der nach dem 
Wort „Rentenversicherungen“ folgen- 
de Satzteil gestrichen und der Punkt 
am Ende von Nr. 7 durch ein Komma 
ersetzt; 

b) in Absatz 2 wird als Nr. 8 angefügt: 

„8. von Personen, die für das dritte 
oder weitere Kind auf Grund von 
außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes geltenden Vor- 
schriften dem Kindergeld ver- 
gleichbare Leistungen erhalten, die 
mindestens dem Kindergeld nach 
§ 4 Abs. 1 entsprechen.“; 

c) als neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Den Körpersdiaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts können auf ihren Antrag Ver- 
waltungen und Betriebe, die dem öf- 
fentlichen Dienst nahestehen, ohne 
Rücksicht auf ihre Rechtsform gleich- 
gestellt werden, wenn auf ihre Arbeit- 
nehmer Regelungen angewendet wer- 
den, die mindestens den allgemeinen 
tariflichen Bestimmungen des Bundes 
oder der Länder über Kinderzuschläge 
entsprechen. Der Antrag ist an die für 
die Verwaltung oder den Betrieb zu- 
ständige Familienausgleichskasse zu 
richten. Hat der Vorstand der Fami- 
lienausgleichskasse gegen die Gleich- 
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Stellung keine Bedenken, so hat er sie 
zu besäiließen. Andernfalls hat er den 
Antrag mit seiner Stellungnahme der 
Aufsichtsbehörde zur Entsdieidung 
vorzulegen.“ 

3. In § 4 Abs. 1 wird die Zahl „25“ durdi 
die Zahl „30“ ersetzt. 

4. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beitragspflichtig sind 

1. Unternehmer, die bei einer gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaft oder 
der See-Berufsgenossenschaft gegen 
Unfall versicherte Arbeitnehmer 
beschäftigen, 

2. Unternehmer, die bei einer land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaft gegen Unfall versicherte Ar- 
beitnehmer in Betrieben ohne Bo- 
denwirtschaft beschäftigen, 

3. die Bezieher von Einkünften aus 
Gewerbebetrieb, aus selbständiger 
Arbeit, aus Kapitalvermögen, aus 
Vermietung und Verpachtung sowie 
von sonstigen Einkünften im Sinne 
des § 22 des Einkommensteuer- 
gesetzes, 

4. die Eigentümer von dauernd land- 
wirtschaftlichen, forstwirtschaftli- 
chen oder gärtnerischen Zwecken 
dienenden Grundstücken.“; 

b) in Absatz 2 wird als Satz 2 folgender 
Satz angefügt: 

„Dies gilt auch für die den Körper- 
schaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts nach § 3 
Abs. 3 gleichgestellten Verwaltungen 
und Betriebe.“; 

c) in Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 wird 
das Wort „unbilliger“ gestrichen. 

5. § 11 erhält folgende Fassung: 

4 11 

Beiträge nach der Lohn- und Gehalts- 
summe der Arbeitnehmer, nach den Ein- 
künften aus Gewerbebetrieb und aus selb- 
ständiger Arbeit sowie nach sonstigen 
Einkünften im Sinne des Einkommen- 
steuergesetzes 

(1) Die bei einer gewerblichen Berufs- 
genossenschaft oder bei der See-Berufs- 


genossensdiaft errichteten Familienaus- 
gleidiskassen (gewerbliche Familienaus- 
gleichskassen) haben einen Beitrag in 
Höhe von 1 vom Hundert der Lohn- 
und Gehaltssumme der von ihren Mit- 
gliedern beschäftigten Arbeitnehmer zu 
erheben. Lohn- und Gehaltssumme im 
Sinne von Satz 1 ist das wirklich ver- 
diente Entgelt mit der Maßgabe, daß 
Löhne und Gehälter, soweit sie über den 
für die Unfallversicherung gesetzlich fest- 
gelegten Höchstbetrag des Jahresarbeits- 
verdienstes hinausgehen, nicht zu berück- 
sichtigen sind. 

Erhebt eine Berufsgenossenschaft Bei- 
träge zur Unfallversicherung als Kopfbei- 
träge nach der Zahl der Beschäftigten, so 
kann in der Satzung der Familienaus- 
gleichskasse bestimmt werden, daß an 
Stelle der Beiträge nach Satz 1 Kopfbei- 
träge nach der Zahl der Beschäftigten Ki 
sten sind; die Kopfbeiträge können nach 
geeigneten Merkmalen gestaffelt werden. 
Die Kopfbeiträge sind so festzusetzen, 
daß das Beitragsaufkommen im ganzen 
etwa demjenigen entspricht, das sich bei 
einer Beitragserhebung nach Satz 1 erge- 
ben würde. Die Festsetzung bedarf der 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Von der Beitragspflicht nach Ab- 
satz 1 befreit sind Unternehmer, wenn 
die Lohn- und Gehaltssumme ihres Un- 
ternehmens 6000 Deutsche Mark im Jahr 
nicht übersteigt. Die Satzung kann be- 
stimmen, daß Unternehmer von der Bei- 
tragspflicht befreit sind, wenn die in ih- 
rem Unternehmen von den Arbeitneh- 
mern geleistete Zahl der Arbeitstage 300 
im Jahr nicht übersteigt, wobei jeweils 
acht Arbeitsstunden als ein Arbeitstag zu 
rechnen sind; in diesem Falle findet Satz 

1 keine Anwendung. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 

2 gelten entsprechend für die landwirt- 
schaftlichen Familienausgleichskassen, so- 
weit die bei den landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaften gegen Unfall versi- 
cherten Arbeitnehmer in Betrieben ohne 
Bodenwirtschaft beschäftigt werden. Die 
Satzung kann bestimmen, daß Beitrage 
von Unternehmern der Betriebe ohne 
Bodenwirtschaft oder von Gruppen sol- 
cher Unternehmer nicht zu erheben sind, 
wenn die Lohn- und Gehaltssumme bei 
der überwiegenden Mehrzahl dieser Un- 
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ternehmer 6000 Deutsdie Mark im Jahr 
nicht übersteigt. 

(4) Die Bezieher von Einkünften aus 
Gewerbebetrieb, aus selbständiger Arbeit, 
aus Kapitalvermögen, aus Vermietung 
und Verpachtung sowie von sonstigen 
Einkünften im Sinne des § 22 des Ein- 
kommensteuergesetzes haben einen Bei- 
trag in Höhe von 0,5 vom Hundert die- 
ser Einkünfte zu leisten, wenn diese Ein- 
künfte insgesamt 6000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr übersteigen; der Bei- 
trag beträgt im Höchstfälle 300 Deutsdie 
Mark im Kalenderjahr. Betragen die be- 
zeichneten Einkünfte insgesamt mehr als 
6000 Deutsche Mark, aber nicht mehr als 
7000 Deutsdie Mark, so ermäßigt sich der 
Beitrag um 20 vom Hundert für jede 
volle 200 Deutsche Mark, um die die be- 
zeidineten Einkünfte insgesamt niedriger 
als 7000 Deutsche Mark sind. 

(5) Die nach Absatz 4 zu leistenden 
Beiträge sind mit der Einkommensteuer 
in einem Betrag an das zuständige Fi- 
nanzamt zu entrichten. Auf die Entrich- 
tung der Beiträge finden die Vorschriften 
über die Entrichtung der Einkommen- 
steuer entsprechend Anwendung. 

(6) Die Beiträge sind von den Finanz- 
ämtern abzüglich einer Verwaltungsge- 
bühr von 2 vom Hundert innerhalb eines 
Monats nach Eingang an den Gesamtver- 
band abzuführen.“ 

6. § 12 erhält — unter Streichung der bis- 
herigen Vorschrift — folgende Fassung: 

4 12 

Beiträge nach dem Einheitswert des land- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes 

(1) Eigentümer von dauernd landwirt- 
schaftlichen, forstwirtschaftlichen oder 
gärtnerischen Zwecken dienenden Grund- 
stücken haben einen Beitrag in Höhe von 
0,2 vom Hundert des jeweiligen Einheits- 
wertes der in ihrer Hand vereinigten 
oder für die Vermögensteuer zusammen 
veranlagten landwirtschaftlichen, forst- 
wirtschaftlichen oder gärtnerisdien 
Grundstücke zu leisten, sofern deren Ein- 
heitswert insgesamt mindestens 6000 
Deutsche Mark erreicht. 

(2) Bewirtschaftet eine andere Person 
als der Eigentümer das Grundstück als 
Pächter oder In sonstiger Weise für eigene 


Rechnung, so hat der Eigentümer einen 
Ansprudi auf Erstattung des Beitrages ge- 
gen den Bewirtschaftenden. 

(3) Wer nach § 10 Abs. 2 von der Bei- 
tragspflicht für Arbeitnehmer befreit ist, 
ist auch von der Beitragspflicht nach Ab- 
satz 1 befreit, soweit Grundstücke der ge- 
nannten Art von ihm selbst bewirtschaf- 
tet werden. 

(4) Die nadi Absatz 1 zu leistenden 
Beiträge sind mit den Rentenbankgrund- 
schuldzinsen auf Grund des Gesetzes über 
die Rentenbankgrundschuld vom 11. Mai 
1949 (WiGBl. S. 79), der Verordnung 
über die Erstreckung der Rentenbank- 
gesetzgebung der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets auf Länder 
der französischen Besatzungszone vom 
21. Februar 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 37), 
des Landesgesetzes über die Rentenbank- 
grundschuld im Lande Rheinland-Pfalz 
vom 5. September 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 438) und des Berliner 
Gesetzes zur Übernahme des Gesetzes 
über die Landwirtschaftliche Rentenbank, 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Landwirtschaftliche Rentenbank 
und des Gesetzes über die Rentenbank- 
grundschuld vom 6. November 1953 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 1371) an das Finanzamt zu entrichten. 
Auf die Entrichtung sind die Vorschrif- 
ten über die Entrichtung der Renten- 
bankgrundschuldzinsen entsprechend an- 
zuwenden. 

(5) Die Beiträge sind abzüglich einer 
Gebühr für die Verwaltungskosten in 
Höhe von 2 vom Hundert innerhalb 
eines Monats nach Eingang von den Fi- 
nanzämtern an den Gesamtverband ab- 
zuführen.“ 

7. § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 
Ausgleich 

(1) Die Familienausgleichskassen haben 
die von ihnen nach § 11 erhobenen Bei- 
träge an den Gesamtverband abzuführen, 
soweit sie nicht zur Zahlung des Kinder- 
geldes und zur Deckung der Verwaltungs- 
kosten benötigt werden. Der Gesamtver- 
band kann monatlich Vorschüsse in Höhe 
eines Zwölftels des voraussichtlich abzu- 
führenden Jahresbetrages anfordern. 
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(2) Der Gesamtverband hat aus den an 
ihn von den Familienausgleichskassen nach 
Absatz 1 und von den Finanzämtern nach 
§ 11 Abs. 6 und § 12 Abs. 5 abgeführten 
Beiträgen den Familienausgleichskassen 
Zuschüsse zu gewähren, soweit die von 
ihnen erhobenen Beiträge nicht ausreh 
chen, um den Bedarf an Kindergeld und 
die Verwaltungskosten zu decken. 

(3) Bei der Durchführung der Absätze 1 
und 2 können als Verwaltungskosten 3 
vom Hundert der von den Familienaus- 
gleichskassen erhobenen Beiträge oder, 
falls die Aufwendungen an Kindergeld 
höher sind, 3 vom Hundert dieses Betra- 
ges von den Familienausgleichskassen ein- 
gesetzt werden; in Ausnahmefällen kön- 
nen von der Aufsichtsbehörde höhere 
Sätze genehmigt werden. 

(4) Beiträge, die von den Familienaus- 
gleichskassen zu erheben sind, aber nicht 
erhoben werden, können die Leistungen 
an den Gesamtverband nach Absatz 1 nur 
mindern oder die Zuschüsse des Gesamt- 
verbandes nach Absatz 2 nur erhöhen, 
wenn die Beiträge nachweislich nicht bei- 
getrieben werden können. 

(5) Der Überschuß der an den Gesamt- 
^^erband abgeführten Beiträge über die 
V >n ihm zur Durchführung seiner Auf- 
gaben benötigten Mittel ist zur Ansamm- 
lung von Betriebsmitteln bis zum Sechs- 
fachen des laufenden monatlichen Ge- 
samtbedarfs der Familienausgleichskassen 
an Kindergeld zu verwenden. Das Nähere 
bestimmt die Satzung des Gesamtverban- 
des; sie hat auch die Zuteilung der Be- 
triebsmittel an den Gesamtverband und 
an die Familienausgleichskassen zu re- 
geln.“ 

8. Nach § 14 wird folgender § 14 a einge- 
fügt: 

14 a 

Änderung der Beitragssätze 

(1) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Vomhundertsätze des 
§ 11 Abs. 1 und Abs. 4 Satz 1 sowie den 
Vomhundertsatz des § 12 Abs. 1 insoweit 
herabzusetzen oder zu erhöhen, als die 
Beiträge in der festgesetzen Höhe zur 
Durchführung des Gesetzes nicht benötigt 
werden oder nicht ausreichen. 


(2) Die Bundesregierung ist ferner er- 
mächtigt, durch Reditsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates den Vomhun- 
dertsatz des § 12 Abs. 1 und die darin 
festgelegte Freigrenze von 6000 Deutsche 
Mark bei Änderung der Grundsätze für 
die Bemessung des Einheitswertes neu fest- 
zusetzen mit der Maßgabe, daß das Bei- 
tragsaufkommen nadi der Neufestsetzung 
dem bisherigen Beitragsaufkommen ent- 
spricht.“ 

9. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) § 23 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Vorstand hat den Aus- 
gleich nach § 14 — unbeschadet der in 
§ 14 Abs. 5 Satz 2 getroffenen Rege- 
lung — durchzuführen.“; 

b) Die Absätze 4, 5 und 6 werden gestri- 
chen. 

10. In § 25 Abs. 2 wird folgender Satz 3 an- 
gefügt: 

„Sind die Kinder, die bei der Begründung 
des Anspruchs auf Kindergeld mitrechnen, 
nicht auf einer von dem Antragsteller vor- 
gelegten Kindergeldkarte eingetragen, so 
hat der Antragsteller auf Verlangen der 
Familienausgleichskasse eine Bescheinigung 
der Wohngemeinde der Kinder über die 
Haushaltszugehörigkeit der Kinder beizu- 
fügen.“ 

11. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für das Verfahren gelten die Vor- 
schriften des Sozialgerichtsgesetzes mit der 
Maßgabe, daß 

l.im Falle des § 32 Abs. 4 der Befreite 
auf Antrag beizuladen ist, 

2. die Berufung nicht zulässig ist, soweit 
sie den Beginn oder das Ende des An- 
spruchs auf Kindergeld betrifft.“ 

12. In § 32 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„Erwerbstätigen im Sinne des § 1“ durch 
das Wort „Arbeitnehmern“ sowie die 
Worte „der Familienausgleichskasse“ durch 
die Worte „einer gewerblichen Familien- 
ausgleichskasse“ ersetzt. 

13. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „bis 
spätestens zum 1. Oktober 1955 zur 



Erleichterung des Nachweises der Be- 
rechtigung“ durch die Worte „zur Er- 
leichterung des Nachweises der Berech- 
tigung von Personen, deren Haushalt 
drei oder mehr Kinder, die das 18. Le- 
bensjahr noch nicht vollendet haben, 
angehören“ ersetzt; 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird gestrichen; 
Nummer 3 wird Nummer 2. 


Artikel II 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

In § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 2 Nr. 2 und § 11 
des Gesetzes über die Anpassung der Leistun- 
gen für Kinder in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung, in den gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen, in der Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegsopfer- 
versorgung an das Kindergeldgesetz (Kinder- 
geldanpassungsgesetz — KGAG) vom 7. Ja- 
nuar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) in der 
Fassung des Gesetzes zur Ergänzung des Kin- 
dergeldgesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz 
— KGEG) vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 841) wird jeweils die Zahl „25“ 
oder das Wort „fünfundzwanzig“ durch die 
Zahl „30“ ersetzt. 


Artikel III 

Änderung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (KGEG) vom 23. Dezember 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 841) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„§ 3 Abs. 3 des Kindergeldgesetzes ist 
entsprechend anzuwenden.“; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Anspruch auf Kindergeld nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 besteht weiterhin nicht 
für Kinder von Personen, die ihr Ein- 
kommen ganz oder überwiegend aus 
einer Erwerbstätigkeit außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes bezie- 
hen; dies gilt nicht, wenn die Kinder 
Unterhaltsansprüche, die ihnen gegen 
diese Personen zustehen, nicht verwirk- 
lichen können.“ 


2. In § 4 wird als neuer Absatz 5 angefügt: 

„(5) Geht die Zuständigkeit für die Kin- 
dergeldgewährung von einem der in Ab- 
satz 1 aufgeführten Träger der Kindergeld- 
zahlung auf einen anderen dieser Träger 
über, so hat der letztere, wenn bisher Kin- 
dergeld gewährt worden ist, das Kin- 
dergeld unbeschadet seines Prüfungsrechts 
vorläufig weiterzugewähren; er kann sich 
dabei die Rückforderung Vorbehalten.“ 

3. In § 7 Abs. 7 treten an die Stelle des Wor- 
tes „Bund“ die Worte „Gesamtverband 
der Familienausgleichskassen“. 


Artikel IV 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) in der 
Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 463) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. In § 34 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ durch 
die Zahl „30“ ersetzt. 

2. In § 34 a Abs. 2 Buchstabe b werden nach 
dem Wort „Rechts“ die Worte „sowie der 
diesen nach dem Kindergeldgesetz oder dem 
Kindergeldergänzungsgesetz gleichgestellten 
Verwaltungen und Betriebe“, ferner nach 
dein Wort „Dienstherren“ die Worte „oder 
ihre Arbeitgeber“ eingefügt. 

3. In § 41 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ durch 
die Zahl „30“ ersetzt. 


Artikel V 
Übergangsvorschriften 

1. Für das Jahr 1957 haben die gewerblichen 
Familienausgleichskassen Vorschüsse in Hö- 
he der Beiträge, die entsprechend den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nach der Lohn- 
und Gehaltssumme voraussichtlich zu leisten 
sind, zu erheben. Die nach den bisherigen 
Vorschriften für das Jahr 1957 geleisteten 
Vorschüsse auf die Beiträge für Arbeitneh- 
mer sind anzurechnen. Vorschüsse von Per- 
sonen, die nach diesem Gesetz für das Jahr 
1957 keine Beiträge zu den Familienaus- 
gleichskassen zu leisten haben, sind zurück- 
zuerstatten, wenn dies bis Ende des Jahres 
1957 beantragt wird; der Vorstand der Fa- 
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mllienausgleichskasse kann beschließen, daß 
die Vorschüsse nicht zurückerstattet, son- 
dern auf die Beiträge zur Berufsgenossen- 
schaft angerechnet werden. 

2. Die gewerblichen Familienausgleichskassen 
haben für das Jahr 1957 Beiträge der Selb- 
ständigen für ihre Person nach den bisheri- 
gen Vorschriften mit der Maßgabe zu erhe- 
ben, daß § 11 Abs. 1 Satz 4 des Kindergeld- 
gesetzes keine Anwendung findet. Sind für 
das Jahr 1957 Vorschüsse von Selbständi- 
gen, die hiernach nicht beitragspflichtig 
sind, für ihre Person eingezogen worden, 
so sind sie zurückzuerstatten, wenn dies bis 
Ende des Jahres 1957 unter Vorlage des 
letzten Einkommensteuerbescheides bean- 
tragt wird; der Vorstand kann beschließen, 
daß die Vorschüsse nicht zurückerstattet, 
sondern auf die Beiträge zur Berufsgenos- 
senschaft angerechnet werden, sofern die 
Selbständigen Mitglieder der Berufsgenos- 
senschaft sind. 

3. Die landwirtschaftlichen Familienausgleichs- 
kassen haben Beiträge für das Jahr 1957 
nach den bisherigen Vorschriften zu erhe- 
ben. Ergibt sich bei der Umlage für eine 
Person ein Beitrag von weniger als 10 Deut- 
sche Mark im Jahr, so ist der Beitrag nicht 
einzuziehen. Der Beitragsausfall geht nicht 
zu Lasten der übrigen Beitragspflichtigen der 
landwirtschaftlichen Familienausgleichskas- 
sen; er darf bei der Umlage für das Jahr 
1957 nicht berücksichtigt werden. 

4. Zur vorläufigen Ausstattung des Gesamt- 
verbandes mit Betriebsmitteln haben die ge- 
werblichen Familienausgleichskassen im 
Jahre 1957 aus den Rücklagen und Betriebs- 
mitteln, die sie nadi den bisherigen Vor- 
schriften angesammelt haben, dem Gesamt- 
verband auf Anfordern ein unverzinsliches 
Darlehen bis zur Höhe von 0,25 vom Hun- 
dert der Lohn- und Gehaltssumme zur Ver- 
fügung zu stellen. Das Darlehen ist vom 
Gesamtverband spätestens bis zum Ende des 
Jahres 1959 zurückzuzahlen. 

Soweit die Rücklagen und Betriebsmittel 
einer Familienausgleichskasse nicht ausrei- 
chen, um die sich aus Satz 1 ergebende Ver- 
pflichtung zu erfüllen, hat die Familien- 
ausgleichskasse einen Sondervorschuß nach 
der Lohn- und Gehaltssumme zu erheben. 
Dieser Sondervorschuß ist auf die Beiträge 
des Jahres 1959 anzurechnen. 

5. Soweit die von einer Familienausgleidis- 
kasse für die Zeit bis zum 31. Dezember 


1956 erhobenen Beiträge nicht erforderlich 
sind, um den Bedarf dieser Familienaus- 
gleichskasse für diese Zeit zu decken und die 
sich aus Nummer 4 ergebende Verpflich- 
tung gegenüber dem Gesamtverband zu er- 
füllen, sind sie zurückzuerstatten. Der Vor- 
stand der Familienausgleichskasse kann be- 
schließen, daß sie auf die Beiträge nach die- 
sem Gesetz oder, soweit es sich um Mitglie- 
der der Berufsgenossenschaft handelt, auf die 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft angerech- 
net oder den Betriebsmitteln der Familien- 
ausgleichskasse zugeführt werden. In letz- 
terem Fall erhöhen sie weder die nach § 14 
Abs. 1 des Kindergeldgesetzes in der Fas- 
sung dieses Gesetzes an den Gesamtverband 
abzuführenden Beträge, noch mindern sie 
den Anspruch auf Zuschußleistungen nach 
Absatz 2 der genannten Vorschrift; sie sind 
ferner bei der Anwendung des Absatzes 5 
der genannten Vorschrift nicht zu berück- 
sichtigen. 

6. Soweit die von einer Familienausgleichs- 
kasse für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1956 erhobenen Beiträge nicht ausreichen, 
um die Verpflichtungen der Familienaus- 
gleichskasse aus der Zeit bis zum 31. De- 
zember 1956 zu erfüllen, sind sie durch 
eine Nachtragsumlage der Familienaus- 
gleichskasse nach den bisherigen Vorschrif- 
ten zu decken. 

7. Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, das Kindergeldgesetz, das Kinder- 
geldanpassungsgesetz und das Kindergeld- 
ergänzungsgesetz unter Berücksichtigung der 
Änderungen durch dieses Gesetz neu be- 
kanntzugeben; er kann dabei Unstimmig- 
keiten der Paragraphenfolge und des Wort- 
lautes beseitigen. 


Artikel VI 

Geltung im Land Berlin und im Saarland 

1. Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

2. Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland, 


7 



Artikel VII 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften über die Erhebung der 
Beiträge nach der Lohn- und Gehaltssumme 
durch die gewerblichen Familienausgleichskas- 
sen und über den Ausgleich treten mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1957, die Vorschriften 
über die Erhebung der Beiträge nach den Ein- 


künften und nach dem Einheitswert des land- 
wirtschaftlichen Grundbesitzes sowie die Vor- 
schriften über die Erhebung der Beiträge nach 
der Lohn- und Gehaltssumme durch die land- 
wirtschaftlichen Familienausgleichskassen tre- 
ten am 1. Januar 1958 in Kraft; im übrigen 
tritt dieses Gesetz am ersten Tage des zweiten 
Kalendermonats nach seiner Verkündung in 
Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Der Entwurf beschränkt sich im wesentlichen 
darauf, das Beitragswesen der Familienaus- 
gleichskassen zu vereinheitlichen und das Kin- 
dergeld von 25 auf 30 DM zu erhöhen. 

Der Entwurf ändert nichts an dem Grundsatz 
der bisherigen Kindergeldgesetzgebung, daß 
die in den verschiedensten Sozialgesetzen von 
jeher bestehenden Systeme von Leistungen für 
Kinder sowie die Kinderzuschlagsregelung für 
die Angehörigen des Öffentlichen Dienstes un- 
berührt bleiben. Das Ziel der Kindergeldge- 
setzgebung war lediglich, den Bevölkerungs- 
kreisen mit drei und mehr Kindern, die bisher 
keine Leistungen für Kinder erhielten, einen 
Anspruch auf Kindergeld zu gewähren, und 
die Leistungen in den anderen Sozialgesetzen 
dem Kindergeld anzupassen, soweit sie unter 
diesem lagen. Dabei soll es auch nach der No- 
velle verbleiben. Weiter soll nichts daran ge- 
ändert werden, daß die Träger der Kinder- 
geldzahlung nach dem Kindergeldgesetz die 
für die verschiedenen Wirtschaftszweige er- 
richteten Familienausgleichskassen sind, die 
sich organisatorisch an die Träger der Unfall- 
versicherung anlehnen. Der Entwurf ändert 
ferner nichts daran, daß die Mittel für die 
Kindergeldzahlung durch Beiträge aufgebracht 
werden. Änderungen im Verhältnis zwischen 
Kindergeld und sonstigen Familienleistungen 
sowie im Organisationssystem, die sehr grund- 
sätzlicher Art wären, so kurze Zeit nach Ein- 
führung der Kindergeldgesetzgebung vorzu- 
nehmen, erschien bedenklich. Hinzu kommt, ^ 
daß das Kindergeldrecht voraussichtlich ohne- 
hin im Hinblick auf die bevorstehende wirt- 
sdiaftlidie Eingliederung des Saarlandes, des- 
sen Familienzulagengesetzgebung nicht nur in 
der Höhe der Zulagen, sondern auch im orga- 
nisatorischen Aufbau von der Kindergeld- 


gesetzgebung der Bundesrepublik abweicht, in 
der neuen Legislaturperiode zu überarbeiten 
sein wird. 

Eine Novelle, die auf Änderungen in diesen 
Fragen verzichtet, kann naturgemäß nicht alle 
Wünsche auf Zusammenfassung, Vereinheit- 
lichung und Vereinfachung des Kindergeld- 
rechts erfüllen. Einen nicht unwesentlichen 
Vercinheitlichungsschritt bedeutet aber immer- 
hin die in dem Entwurf vorgesehene Neu- 
gestaltung des Beitragswesens, die von den 
folgenden Grundsätzen ausgeht. 

Einmal wird der Gedanke der Kindergeld- 
gesetzgebung aufgegeben, daß jede Berufs- 
gemeinschaft die Äufwendungen an Kinder- 
geld für ihre Ängehörigen selbst tragen soll, 
und daß nur, wenn die sich daraus notwen- 
digerweise ergebenden Unterschiede in der 
Beitragshöhe einen unzumutbaren Grad er- 
reichen, ein angemessener Äusgleich zwischen 
den Familienausgleichskassen im Wege der 
Selbstverwaltung durdigeführt werden soll. 
Dieser Gedanke hat bei den Beteiligten über- 
wiegend keine Resonanz gefunden. Es hat sich 
überdies gezeigt, daß die Unterschiede in der 
Beitragsbelastung zwischen den verschiedenen 
Familienausgleichskassen wesentlich größer 
sind als zunächst angenommen wurde. Die 
Beitragsbelastung beträgt — bezogen auf die 
Lohnsumme — bei der am stärksten belaste- 
ten Familienausgleichskasse fast das Vierfache 
gegenüber der am niedrigsten belasteten Fa- 
milienausgleichskasse. Die starken Unterschiede 
erklären sich weitgehend aus dem unterschied- 
lichen Änteil der Frauen an der Beschäftigten- 
zahl der einzelnen Gewerbezweige; da Frauen 
mit 3 oder mehr Kindern nur selten beschäf- 
tigt werden, ferner der Änspruch des Mannes 
auf Kindergeld den Änspruch der Frau in der 
Regel ausschließt, ist die Belastung mit Kin- 
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dergeld in den Wirtschaftszweigen, in denen 
mehr Frauen als Männer tätig sind, zwangs- 
läufig geringer als in den anderen. Unter die- 
sen Umständen hat sich die Vertreterversamm- 
lung des Gesamtverbandes der Familienaus- 
gleichskassen mit großer Mehrheit dafür aus- 
gesprochen, daß der im Gesetz vorgesehene 
Ausgleich zwischen den gewerblichen Fami- 
lienausgleidiskassen in der Weise durchgeführt 
werden soll, daß sich bei allen Kassen eine 
einheitliche Belastung, bezogen auf die Lohn- 
summe, ergibt. Der Vorstand des Gesamtver- 
bandes hatte Bedenken, ob ein solcher völliger 
Ausgleich dem Sinn des derzeitigen Gesetzes 
entspreche, und Zweifel, ob er überhaupt 
rechtlich zulässig sei. Der von ihm für 1955 
beschlossene Ausgleich beschränkt sich daher 
darauf, die größten Fiärten zu beseitigen. In 
dem Bericht des Gesamtverbandes über das 
erste Geschäftsjahr wird jedoch zum Ausdruck 
gebracht, daß die Selbstverwaltung überfor- 
dert werde, wenn sie jährlich einen solchen 
Ausgleich durchzuführen habe, und für die 
Zukunft ein einheitlicher Beitrag empfohlen. 

Die Vereinheitlichung der Beiträge, die aus 
diesen Gründen dringend erforderlich er- 
scheint, soll nach dem Entwurf einmal in der 
Weise erfolgen, daß künftig ein einheitlicher 
Vomhundertsatz der Lohn- und Gehalts- 
summe als Beitrag, den die Arbeitgeber für 
ihre Arbeitnehmer an die gewerblichen Fami- 
lienausgleichskassen zu leisten haben, im Ge- 
setz festgelegt wird. 

Notwendig erscheint weiter eine Vereinheit- 
lichung der Beiträge, die die Selbständigen für 
ihre Person im Bereich der gewerblichen Fa- 
milienausgleichskassen zu leisten haben. Auf 
diesem Gebiet sind die Unterschiede besonders 
groß. Die Fieranziehung der Selbständigen zu 
Beiträgen macht vielen Familienausgleichskas- 
sen außerordentliche Schwierigkeiten. Nur ein 
Teil der Berufsgenossenschaften, bei denen die 
Familienausgleichskassen errichtet sind, haben 
eine Unternehmerpflichtversicherung. Den 
übrigen Familienausgleichskassen fehlen die 
Unterlagen zur vollständigen Erfassung der 
Selbständigen. Die Familienausgleichskassen 
haben daher zum Teil auf eine Fieranziehung 
der Selbständigen zu Beiträgen für ihre Per- 
son verzichtet. Dieser Verzicht geht zu Lasten 
derjenigen, die Beiträge nadi der Lohnsumme 
zu zahlen haben, und wird von diesen mit 
Recht beanstandet. Die Familienausgleichs- 
kassen, die Beiträge von den Selbständigen er- 
heben, sehen fast durchweg einen einheitlichen 


Kopf beitrag vor. Auch dieses Verfahren wird 
in weiten Kreisen als ungerecht empfunden, 
da es der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit 
der Selbständigen nicht Rechnung tragt. Die 
Familienausgleichskassen sehen sich aber man- 
gels Unterlagen nicht in der Lage, die Bei- 
träge nach der Leistungsfähigkeit zu staffeln. 
Unterlagen, die eine lückenlose Erfassung der 
Selbständigen und eine Berücksichtigung der 
Leistungsfähigkeit ermöglichen, liegen nur bei 
den Finanzämtern vor. Nach dem Entwurf 
sollen daher die Beiträge der Selbständigen 
für ihre Person künftig in Fiöhe eines Vom- 
hundertsatzes der Einkünfte durch die Finanz- 
ämter eingezogen und an den Gesamtverband 
abgeführt werden. Der Entwmrf sieht hierbei 
im Interesse einer gleichmäßigen Entlastung 
von wirtschaftlich schwachen Selbständigen 
eine einheitlidie Freigrenze für den Bereich 
aller gewerblidien Familienausgleichskassen 
vor; die den Famdllenausgleichskassen bisher 
eingeräumte Möglichkeit, kraft Satzung auch 
Selbständige mit einem Einkommen unter der 
gesetzlichen Freigrenze zu Beiträgen heranzu- 
ziehen, soll wegfallen. 

Die landwirtschaftlichen Familienausgleichs- 
kassen haben bisher keine Beiträge für die 
Arbeitnehmer nach der Lohnsumme und keine 
Kopfbeiträge der Selbständigen, sondern Bei- 
träge nach dem Einheitswert, dem „Arbeits- 
bedarf“ oder anderen für die Unfallversiche- 
rung vorgesehenen Beitragsmaßstäben erho- 
ben. Eine Vereinheitlichung des Beitragswe- 
sens erscheint entsprechend der Grundtendenz 
des Entwurfs auch hier geboten. Ein Beitrag 
nach der Lohnsumme konnte hier jedoch nicht 
vorgesehen werden. Einmal verfügen die land- 
wirtschaftlichen Familienausgleichskassen man- 
gels einer entsprechenden Erhebung in der 
Unfallversicherung nicht über die notwendi- 
gen Unterlagen hierfür. Im Filnblick auf den 
hohen Anteil der mithelfenden Familienange- 
hörigen in vielen Landwirtschaftsbetrieben, 
den Umfang und die Bewertung der Sachlei- 
stungen an die Arbeitnehmer sowie der Eigen- 
versorgung der Selbständigen erscheinen der 
Lohn und die Einkünfte als Beitragsgrund- 
lage in der Landwirtschaft aber auch proble- 
matisch. Als geeignete Beitragsgrundlage, die 
gleichzeitig auch die Leistungsfähigkeit berück- 
sichtigt, bietet sich der Einheitswert an, der 
neuerdings immer mehr auch von den Berufs- 
genossenschaften als Beitragsmaßstab gewählt 
wird. Da aber nidit alle Berufsgenossenschaf- 
ten — und damit alle Familienausgleichskas- 
sen — über Einheitswertunterlagen verfügen, 
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sieht der Entwurf die Beitragserhebung nach 
dem Einheitswert ebenfalls durch die Finanz- 
ämter vor. Eine Anpassung der Beitragsvor- 
schriften für die LandwirtsÄaft an diejenigen 
für die gewerbliche Wirtschaft soll nach dem 
Entwurf insofern erfolgen, als künftig auch 
für landwirtschaftliche Kleinstunternehmer 
eine Beitragsfreigrenze gelten soll, während 
das Kindergeldgesetz bisher nur für die Selb- 
ständigen in der gewerblichen Wirtschaft eine 
Beitragsfreigrenze kennt. 

Auf dem Gebiet der Leistungen soll nach dem 
Entwurf das Kindergeld von bisher 25 DM 
auf 30 DM monatlich erhöht werden. Eine 
solche Verbesserung ist im Hinblick auf die 
wirtschaftliche Lage der kinderreichen Fami- 
lien erwünscht, zumal inzwischen auch andere 
Leistungen für Kinder — z. B. die Kinder- 
zuschläge im öffentlichen Dienst und die Kin- 
derzuschüsse in der Rentenversicherung — auf 
Sätze von 30 DM und darüber angehoben 
worden sind. Der nach dem Entwurf auf 
1 V. H. der Lohn- und Gehaltssumme fest- 
gesetzte Beitrag bei den gewerblichen Fami- 
lienausgleichskassen, der etwa dem Satz ent- 
spricht, der von ihnen nach Inkrafttreten des 
Kindergeldgesetzes Im Durchschnitt erhoben 
worden Ist, reicht infolge der seit 1955 ge- 
stiegenen Lohnsumme in Verbindung mit den 
Beiträgen nach den Einkünften und dem Ein- 
heitswert aus, um diese Erhöhung durchzu- 
führen und die notwendigen Betriebsmittel 
anzusammeln. 

Artikel I enthält die Neuregelung von Vor- 
schriften des Kindergeldgesetzes. Die Arti- 
kel II bis IV betreffen Änderungen des Kin- 
dergeldanpassungsgesetzes, des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes und des Buiidesversor- 
gungsgesetzes. Auch die durch diese Gesetze 
erfaßten Personenkreise sollen künftig für 
dritte und weitere Kinder Leistungen in Höhe 
von 30 DM erhalten. Die sachlichen Abwei- 
chungen des Kindergeldrechts dieser Personen- 
kreise von dem Kindergeldgesetz läßt der 
Entwurf — mit der dann unvermeidbaren 
Folge des Verzichtes auf eine einheitliche Zu- 
sammenfassung aller Kindergeldvorschriften 
in einem Gesetz — bestehen, da Änderungen 
auf diesem Gebiet Eingriffe in die Materie 
der anderen Sozialgesetze erfordern würden, 
die außerhalb einer großen Reform kaum 
durchzuführen wären. Die Artikel V bis VII 
enthalten Übergangs- und Schlußvorschriften, 
die unter B. erläutert werden. 


B. Besonderer Teil 

Artikel I (Änderung des Kindergeldgesetzes) 
Zu Nr. 1 

Zur Beseitigung von Zweifelsfragen, die sidi 
bei der Durchführung des Gesetzes ergeben 
haben, und in Anpassung an den Kinder- 
begriff anderer Gesetze wird der Kinder- 
begriff des Kindergeldgesetzes durch den Ent- 
wurf in folgenden Punkten geändert: 

Stiefkinder werden, da ihnen gegenüber eine 
Unterhaltspflicht nicht besteht, künftig als 
Kinder nur berücksichtigt, wenn Stiefvater 
oder Stiefmutter sie durch Aufnahme in ihren 
Haushalt versorgen. Andererseits wird die 
Einschränkung, daß es sich um „eheliche“ 
Stiefkinder handeln muß, Im Hinblick auf 
Artikel 6 Abs. 5 GG fallengelassen. 

In Übereinstimmung mit der Regelung über 
die Kinderzuschläge in der Sozialversicherung 
und im öffentlichen Dienst sollen ferner die 
unehelichen Kinder nicht nur als Kinder der 
Mutter, sondern auch als Kinder des Mannes 
gelten, wenn seine Vaterschaft oder seine Un- 
terhaltspflicht festgestellt ist. 

Der Entwurf bringt ferner eine Definition 
des Pflegekindbegriffes. Die Verweisung des 
Kindergeldgesetzes auf den Begriff des Ein- 
kommensteuergesetzes hat insofern rechtliche 
Zweifel ausgelöst, als die steuerrechtliche Be- 
griffsbestimmung nicht im Einkommensteuer- 
gesetz selbst, sondern lediglich in den Ein- 
kommensteuerrichtlinien enthalten ist, die 
nicht den Charakter von Rechtsvorschriften 
haben. Kinder, die von Großeltern oder Ge- 
schwistern versorgt werden, sollen — Im Un- 
terschied zum bisherigen Recht ohne weitere 
Einschränkung — als deren Pflegekinder 
gelten. 

Zu Nr. 2 

Die günstigere Regelung der Kinderzuschüsse 
in der Rentenreform und die bevorstehende 
entsprechende Regelung In der Unfallversiche- 
rung lassen es als gerechtfertigt erscheinen, daß 
ohne jede Einschränkung ein Kindergeldan- 
spruch für die Empfänger von Kinderzuschüs- 
sen aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
und Kinderzulagen aus der gesetzlichen Un- 
fallversicherung entfällt. Eine entsprechende 
Änderung von § 3 Abs. 2 Nr. 7 des Kinder- 
geldgesetzes erscheint daher angebracht. 

Für die Kinder von Personen, die die Vor- 
aussetzungen für einen Anspruch auf Kinder- 
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geld nach dem Kindergeldgesetz erfüllen, wer- 
den — insbesondere auf Grund der mit ver- 
schiedenen Nachbarstaaten getroffenen Re- 
gelungen für Grenzgänger — unter Umstän- 
den gleichzeitig Leistungen auf Grund der 
Gesetzgebung der Nachbarstaaten gewährt. 
Es entspricht dem Grundsatz des § 3 Abs. 1 
Satz 1 des Kindergeldgesetzes, wonach Kin- 
dergeld nur einmal zu gewähren ist, wenn 
der Entwurf den Anspruch auf Kindergeld in 
diesen Fällen ausschließt. Ein besonderes Be- 
dürfnis für eine solche Regelung ergibt sich 
daraus, daß auch nach der politischen Einglie- 
derung des Saarlandes das Kindergeldgesetz 
sich auf dieses Gebiet nicht erstreckt, sondern 
das dortige Familienzulagengesetz zunächst 
noch bestehenbleibt, so daß In Grenzgebieten 
Leistungen für das gleiche Kind auf Grund 
von beiden Gesetzen in Frage kommen kön- 
nen. Der Entwurf ergänzt daher die Aus- 
schlußvorschriften des § 3 Abs. 2 des Kinder- 
geldgesetzes um eine Nr. 8. 

Die Anwendung der Kinderzuschlagsregelung 
des öffentlichen Dienstes schließt nach § 3 
Abs. 2 Nr. 2 des Kindergeldgesetzes den Kin- 
dergeldanspruch nur aus, wenn der Arbeit- 
geber eine Körperschaft des öffentlichen Rechts 
ist. Dementsprechend befreit die Anwendung 
der Kinderzuschlagsregelung des öffentlichen 
Dienstes nach § 10 auch nur Körperschaften 
des öffentlichen Rechts von der Beitragspflicht. 
Es gibt jedoch zahlreiche andere Unterneh- 
men, die zwar in privater Rechtsform betrie- 
ben werden, aber dem öffentlichen Dienst 
nahestehen und seit langen Jahren die Kinder- 
zuschlagsregelung des öffentlichen Dienstes 
auf ihre Arbeitnehmer anwenden. Nach der 
Zweckbestimmung des Kindergeldgesetzes be- 
steht kein Grund, sie anders zu behandeln als 
die Körperschaften des öffentlichen Rechts. 
Eine Anerkennung der Leistungen dieser Un- 
ternehmen als Leistung im Sinne des Kinder- 
geldgesetzes nach § 32 dieses Gesetzes, mit 
der bisher versucht worden ist, die Lücke zu 
schließen, bedeutet — insbesondere auch hin- 
sichtlich der Beitragspflicht — keine befriedi- 
gende Lösung. Der Entwurf sieht deshalb die 
Möglichkeit einer Gleichstellung dieser Unter- 
nehmen vor. Die Gleichstellung soll auch zu 
einer Bcitragsbefrelung, und zwar ohne die 
Verpflichtung einer Ausgleichsleistung, wie 
sie für nach § 32 des Kindergeldgesetzes Be- 
freite vorgesehen Ist, führen (vgl. zu Nr. 4). 
Dies erscheint insbesondere deshalb gerecht- 
fertigt, weil nach der Kinderzuschlagsregelung 
des Öffentlichen Dienstes Leistungen bereits 
vom ersten Kind an gewährt werden. 


Zu Nr. 3 

Zur Festsetzung des Kindergeldes in Fiöhe 
von 30 DM an Stelle von bisher 25 DM ist 
bereits unter A. Stellung genommen worden. 

Zu Nr. 4 

Die unter A. begründete Änderung des Bei- 
tragswesens, insbesondere der Erhebungsart, 
läßt es nicht zu, daß bei der Umschreibung des 
Kreises der Beitragspflichtigen wie bisher al- 
lein auf die Vorschriften der Unfallversiche- 
rung abgestellt wird. In der Sache ergeben sich 
daraus keine wesentlichen Änderungen des 
Kreises der Beitragspflichtigen. Die in § 10 
Abs. 1 der vorgesehenen Neufassung des Kin- 
dergeldgesetzes unter Nr. 1 und 2 aufgeführ- 
ten Beitragspflichtigen sind Arbeitgeber, die 
auch nach der bisherigen Vorschrift beitrags- 
pflichtig waren, da sie „für Arbeitnehmer Bei- 
träge zu den Berufsgenossenschaften aufzu- 
bringen haben“. Die unter Nr. 3 aufgeführten 
Bezieher von Einkünften, aus Gewerbebetrieb 
und aus selbständiger Arbeit sind Selbständige, 
die nach den bisherigen Vorschriften für ihre 
Person beitragspflichtig zu den Familienaus- 
gleichskasseii waren, da sie für ihre Person 
Beiträge zu den Berufsgenossenschaften auf- 
zubringen hatten oder gehabt hätten, wenn sie 
von der Möglichkeit der freiwilligen Versiche- 
rung Gebrauch gemacht hätten (§10 Abs. 1 
des Kindergeldgesetzes in der bisherigen Fas- 
sung). Die unter Nr. 4 aufgeführten Eigen- 
tümer von landwirtschaftlichen Grundstücken 
konnten bisher schon nach §§ 1009 Abs. 1 und 
1010 Abs. 2 der Reichsversicherungsordnung, 
die nach § 29 des Kindergeldgesetzes sinnge- 
mäß in dessen Bereich anzuwenden sind, zur 
Zahlung von Beiträgen an landwirtschaftliche 
Familienausgleichskassen herangezogen wer- 
den. Eine gewisse Ausweitung des Kreises der 
Beitragspflichtigen liegt lediglich darin, daß 
nach dem Entwurf auch Personen, die Ein- 
künfte aus Kapitalvermögen oder Vermietung 
und Verpachtung oder sonstige Einkünfte im 
Sinne des § 22 des Einkommensteuergesetzes 
beziehen, beitragspflichtig sind. Soldien Per- 
sonen stand ursprünglich, da das Kindergeld- 
gesetz nur den Kindergeldanspruch von er- 
werbstätigen Personen regeln wollte, kein An- 
spruch auf Kindergeld zu. Im Einklang damit 
kamen sie auch als Beitragspflichtige nach dem 
Kindergeldgesetz nicht In Betracht. Später hat 
das Kindergeldergänzungsgesetz audi diesen 
Personen nach der Generalklausel des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 des Kindergeldergänzungsgeset- 
zes einen Kindergeldanspruch eingeräumt, der 
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sich gegen die in § 3 Abs. 1 Nr. 3 dieses Ge- 
setzes aufgeführten Familienausgleichskassen 
richtet. Auf die Heranziehung dieser Perso- 
nenkreise zu Beiträgen hat das Klndergelder- 
gänzungsgesctz verzichtet, da dieser Kreis 
durch die Familienausgleichskassen kaum zu 
erfassen gewesen wäre; die Aufwendungen für 
diese Personenkreise erstattet bisher nach § 7 
Abs. 7 des Kindergeldergänzungsgesetzes der 
Bund. Wenn entsprechend dem Entwurf künf- 
tig die Finanzämter bei der Beitragseinzie- 
hung eingeschaltet werden, besteht jedoch kein 
Grund, diesen Personenkreis nicht auch zu Bei- 
trägen heranzuziehen. 

Die Notwendigkeit einer Ergänzung der für 
den öffentlichen Dienst geltenden Befreiungs- 
vorschrift des § 10 Abs. 2 des Kindergeldge- 
setzes ergibt sich daraus, daß künftig aus den 
zu Nr. 2 dargelegten Gründen auch Verwal- 
tungen und Betriebe, die dem öffentlichen 
Dienst nahestehen, den Körperschaften des öf- 
fentlichen Redits gleichgestellt werden können. 

Der Gedanke der Einheitlichkeit des Beitrags- 
wesens, der dem Entwurf zugrunde liegt, er- 
fordert, daß im Falle einer Anerkennung von 
Leistungen durch besondere Einrichtungen 
oder auf Grund sonstiger Regelungen (z. B. 
Tarifverträge) als Leistungen Im Sinne des 
Kindergeldgesetzes jeder (nicht nur wie bisher 
ein unbilliger) Unterschied in der Belastung 
durch Ausgleichsbeiträge ausgeglichen wird. 
Die vorgesehene Änderung des § 10 Abs. 4 
Satz 1 und 2 des Kindergeldgesetzes erscheint 
daher geboten. 

Zu Nr. 5 

Der durch Nr. 5 neugefaßte § 11 des Kinder- 
geldgesetzes legt in Absatz 1 den Beitrag, den 
die Unternehmer In Ihrer Eigenschaft als Ar- 
beitgeber für die Arbeitnehmer zu leisten ha- 
ben, einheitlich fest. Als Beitragsmaßstab soll 
die Lohn- und Gehaltssumme zugrunde gelegt 
werden. Dieser Maßstab ist In der Unfallver- 
sicherung für die gewerblichen Berufsgenossen- 
schaften In erster Linie vorgesehen. Er ist 
außerdem bereits bisher von der weitaus größ- 
ten Zahl der Familienausgleichskassen der Bei- 
tragserhebung zugrunde gelegt worden. Ab- 
weichend von den Vorschriften der Unfallver- 
sicherung sind die tatsächlichen Löhne und Ge- 
hälter der Beitragserhebung zugrunde zu le- 
gen, auch wenn sie niedriger sind als die soge- 
nannten Ortslöhne (dies bedeutet nach der 
Reichsversicherungsordnung der Im Entwurf 
verwendete Ausdruck „wirklich verdiente 
Entgelt“). Hierdurch wird insbesondere ver- 


mieden, daß handwerkliche Unternehmen mit 
Lehrlingen auf Grund der nach den Ortslöh- 
nen ausgerichteten fiktiven Lohnsumme für 
die Lehrlinge zu hoch belastet werden. Die in- 
nere Berechtigung für diese Abweichung von 
den Vorschriften für die Unfallversicherung 
ergibt sich aus der unterschiedlichen Zielset- 
zung der Gesetze. Als Beitragsgrenze nach 
oben soll auch für die Familienausgleichskas- 
sen der für die Unfallversicherung festgelegte 
gesetzliche Höchstbetrag des sogenannten 
Jahresarbeitsverdienstes — z. Z. 9000 DM, 
nach dem Entwurf des Unfallversicherungsge- 
setzes 18 000 DM — gelten. Der nach dem 
Entwurf auf 1 v. H. der Lohnsumme festge- 
legtc Beitrag kann nach Nr. 8 unter gewissen 
Voraussetzungen durch Rechtsverordnung ge- 
ändert werden. 

Von einigen Berufsgenossenschaften werden, 
weil sich dies bei der Struktur des Mitglieder- 
kreises als zweckmäßig erwiesen hat, seit lan- 
gen Jahren anstelle der Beiträge nach der 
Lohnsumme Kopfbeiträge erhoben. Ebenso 
verfahren bisher die bei diesen Berufsgenos- 
senschaften errichteten Familienausgleichskas- 
sen. Der Entwurf gibt diesen Familienaus- 
gleichskassen die Möglichkeit, eine solche Form 
der Beltragserhebung beizubehalten, jedoch 
mit der Maßgabe, daß das Beitragsaufkom- 
men Im ganzen dadurch nicht verkürzt wird. 

Die neue Fassung des § 11 Abs. 2 des Kinder- 
geldgesetzes sieht eine Beltragsbefreiung für 
gewerbliche Kleinbetriebe vor, deren Lohn- 
und Gehaltssumme 6000 DM Im Jahr nicht 
übersteigt. Diese Freigrenze kann kraft Sat- 
zung durch eine solche nach der Zahl der von 
den Arbeitnehmern geleisteten Arbeitstage er- 
setzt werden; hierdurch wird den Bedürfnissen 
der im vorhergehenden Absatz erwähnten Fa- 
milienausgleichskassen Rechnung getragen. 
Ähnliche Regelungen hatten schon einige Fa- 
milienausgleichskassen in ihrer Satzung mit 
der Begründung getroffen, daß das Beitrags- 
aufkommen aus diesen Kleinstbetrieben in 
keinem angemessenen Verhältnis zu den Ko- 
sten der Beitragseinziehung stehen würde. 

Von den landwirtschaftlichen Familienaus- 
gleichskassen sollen Beiträge nach der Lohn- 
und Gehaltssumme nur in Ausnahmefällen 
eingezogen werden, in denen die bei Ihnen ge- 
gen Unfall versicherten Arbeitnehmer In Be- 
trieben ohne Bodenwirtschaft (z. B. Lohn- 
dreschbetriebe) beschäftigt werden. In den 
landwirtschaftlichen Betrieben mit Bodenwirt- 
schaft soll dagegen mit dem Beitrag nach dem 
Einheitswert auch der Beitrag für die Arbeit- 
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nehmer mit abgegolten sein (zur Begründung 
siehe die Ausführungen zu A. und zu B. Arti- 
kel I Nr. 6). Die Vorschrift des § 11 Abs. 3 
Satz 2 des Kindergeldgesetzes (Neufassung), 
wonach unter bestimmten Voraussetzungen 
auch von Betrieben ohne Bodenwirtschaft Bei- 
träge nach der Lohnsumme nicht zu erheben 
sind, dient der Verwaltungsvereinfachung. 

Die Vorschriften des § 11 Abs. 4 bis 6 des 
Kindergeldgesetzes in der Fassung des Ent- 
wurfs regeln die Einziehung der Beiträge der 
„Selbständigen“ nach ihren Einkünften. Her- 
angezogen werden danach grundsätzlich die 
Bezieher von Einkünften aller Art im Sinne 
des Einkommensteuergesetzes mit Ausnahme 
der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
und aus nichtselbständiger Arbeit. Die Bezie- 
her von Einkünften aus Land- und Forst- 
wirtschaft werden durch den Beitrag nach dem 
Einheitswert erfaßt. Einkünfte aus nichtselb- 
ständiger Arbeit werden bereits durch die Bei- 
träge nach der Lohn- und Gehaltssumme, die 
die Unternehmer an die Familienausgleichs- 
kassen zu leisten haben, herangezogen. Im üb- 
rigen wird auf die Ausführungen zu Nr. 4 
wegen des Kreises der Beitragspflichtigen und 
die Ausführungen unter A. wegen der Not- 
wendigkeit, die Finanzämter bei der Beitrags- 
erhebung einzuschalten, verwiesen. Der Bei- 
trag ist mit 0,5 v. H, der Einkünfte in einer 
solchen Höhe festgesetzt, daß der Aufwand 
für die Kinder der Selbständigen im wesent- 
lichen gedeckt wird. Dies entspricht dem Ge- 
danken der Selbsthilfe, auf dem das Kinder- 
geldgesetz beruht. 

Die Beitragsbefreiungsvorschrift bei Einkünf- 
ten unter 6000 DM tritt an die Stelle der bis- 
herigen Vorschriften des § 11 Abs. 1 Satz 3 
bis 6 des Kindergeldgesetzes. Im Gegensatz zu 
diesen Vorschriften stellt der Entwurf nicht 
mehr auf das Einkommen ab, sondern auf die 
Einkünfte, um zu vermelden, daß Selbstän- 
dige, die lediglich infolge eines zusätzlichen 
Bezuges von Renten oder Löhnen die Frei- 
grenze übersteigen, zu Beiträgen herangezogen 
werden. Daß nach steuerrechtlichen Vorschrif- 
ten die Sonderausgaben zwar bei dem Ein- 
kommen, aber nicht bei den Einkünften be- 
rücksichtigt werden, wird durch eine Erhöhung 
der Freigrenze von bisher 4800 DM auf 6000 
DM ausgeglichen. Eine die Einkünfte zwischen 
6000 DM und 7000 DM betreffende Sonder- 
vorschrift soll durch eine Ermäßigung des Bei- 
tragssatzes Härten bei dem Übergang von der 
Beitragsfreiheit zur Beitragspflicht ausschlie- 
ßen. Der nach dem Entwurf festgesetzte 


Höchstbeitrag von 300 DM entspricht Ein- 
künften von 60 000 DM; der Höchstbeitrags- 
satz schließt aus, daß Personen mit 3 Kindern 
bei größeren Einkünften für ihre Person hö- 
here Beiträge zu zahlen haben als Ihnen an 
Kindergeld (360 DM) zusteht. Mit dem Bei- 
trag nach den Einkünften ist der nach den bis- 
herigen Vorschriften vorgesehene Beitrag für 
die mithelfeiiden Familienangehörigen, die 
keine Arbeitnehmer sind, mit als abgegolten 
anzusehen, da ihre Mitarbeit sich in der Hohe 
der Einkünfte der Selbständigen niederschlägt. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
sollen die Beiträge nach den Einkünften mit 
der Einkommensteuer entrichtet werden, wo- 
bei die steuerrechtlichen Vorschriften entspre- 
chend anzuwenden sind. 


Zu Nr. 6 

§ 12 des Kindergeldgesetzes sah bisher die Bil- 
dung von Rücklagen bei den Familienaus- 
gleichskassen sowie dem Gesamtverband vor. 
Die Streichung dieser Vorschrift beruht auf 
folgenden Erwägungen: Bei den Berufsgenos- 
senschaften ist die Bildung von Rücklagen an- 
gebracht, um eine stärkere Erhöhung der Bei- 
träge zu vermeiden, wenn die Beschäftigten- 
zahl zurückgeht, da die Rentenlast hierdurch 
Im wesentlichen unberührt bleibt. Demgegen- 
über wird bei den Familienausgleichskassen 
ein Rüd^gang der Beschäftigtenzahl neben dem 
Rückgang der Beiträge auch einen etwa glei- 
chen Rückgang der Aufwendungen an Kinder- 
geld zur Folge haben (Träger der Kindergeld- 
zahlung für Arbeitslose ist nach dem Kinder- 
geldanpassungsgesetz die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung). Für den Ausgleich von kurzfristigen 
Schwankungen im Beitragseingang und den 
Kindergeldaufwendungen dürfte die An- 
sammlung von Betriebsmitteln genügen, wie 
sie unter Nr. 7 des Entwurfs (Neufassung des 
^14 Abs. 5 des Kindergeldgesetzes) vorgese- 
hen ist. 

Die Neufassung des § 12 regelt die Beiträge 
nach dem Einheitswert des landwirtschaft- 
lichen Grundbesitzes. Die Gründe, weshalb ln 
der Landwirtschaft anstelle eines Beitrages 
nach der Lohnsumme und nach den Einkünf- 
ten ein Beitrag nach dem Einheitswert erhoben 
und die Einziehung durch die Finanzämter er- 
folgen soll, sind unter A. dargelegt. Bei der 
Ausgestaltung der Vorschriften im einzelnen 
ist darauf Rücksicht genommen, daß die Fl- 
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nanzämter bereits auf Grund des Gesetzes 
über die Rentenbankgrundschuld und der er- 
gänzenden Vorschriften die sogenannten Ren- 
tenbankgrundschuldzinsen nach dem Einheits- 
wert des landwirtschaftlichen Grundbesitzes 
einzuziehen haben. Dadurch wird den Erfor- 
dernissen der Verwaltungsvereinfachung Rech- 
nung getragen. Auch die Freigrenze von 6000 
DM Einheitswert stimmt mit derjenigen des 
§ 3 Nr. 2 Satz 1 des Gesetzes über die Ren- 
tenbankgrundschuld überein. Das bisherige 
Fehlen einer Freigrenze für die Beiträge der 
Selbständigen bei den landwirtschaftlichen Fa- 
milienausgleichskassen — im Gegensatz zu den 
gewerblichen Familienausgleichskassen — 
hatte zur Folge, daß z. B. auch Rentner wegen 
eines kleinen landwirtschaftlichen Grundbesit- 
zes Beiträge zu zahlen hatten. Dies ist mit 
Recht als Mangel der bisherigen Vorschriften 
empfunden worden. Die vorgesehene Frei- 
grenze von 6000 DM Einheitswert entspricht 
unter Berücksichtigung der besonderen Ver- 
hältnisse in der Landwirtschaft, die unter A. 
behandelt worden sind, sowie der sonstigen 
Umstände den Freigrenzen für die gewerbliche 
Wirtschaft. 

Daß die Beitragspflicht nach dem Entwurf 
zwar den Eigentümer des landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes trifft, diesem aber ein Erstat- 
tungsanspruch gegen den Pächter zusteht, ent- 
spricht den Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung, die bisher für das Kindergeld- 
gesetz entsprechend anzuwenden waren. Auch 
das Gesetz über die Rentenbankgrundschuld 
sieht ln § 3 Nr. 4 eine ähnliche Regelung vor. 
Es ist dabei noch zu berücksichtigen, daß Ei- 
gentümer, die landwirtschaftlichen Grundbe- 
sitz verpachtet haben, in Zukunft mit den 
Einkünften aus der Verpachtung zu Beiträgen 
über die Finanzämter herangezogen werden 
sollen. 

Die Vorschrift des § 12 Abs. 3 des Kinder- 
geldgesetzes in der Fassung des Entwurfs über 
die Beitragsbefreiung von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts bedeutet gegenüber dem 
bisherigen Recht nur eine Klarstellung. Eine 
entsprechende Vorschrift ist in § 3 Nr. 2 
Satz 2 des Gesetzes über die Rentenbank- 
grundschuld enthalten. 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
sieht der Entwurf vor, daß die Beiträge zu- 
sammen mit den Rentenbankgrundschuldzin- 
sen nach den gleichen Vorschriften eingezogen 
werden. 


Zu Nr. 7 

Völlig neu gestaltet sind in dem Entwurf die 
Vorschriften des Kindergeldgesetzes über die 
Zuschüsse und den Ausgleich. Der aus den un- 
ter A. aufgeführten Gründen vorgesehene Ein- 
heitsbeitrag hat zur Folge, daß bei den Fami- 
lienausgleichskassen mit relativ geringer Kin- 
dergeldlast das Beitragsaufkommen über den 
eigenen Bedarf hinausgeht. Der überschie- 
ßende Betrag ist nach § 14 Abs. 1 neuer Fas- 
sung in voller Höhe an den Gesamtverband 
abzuführen. Er dient dazu, zusammen mit den 
von den Finanzämtern eingezogenen Beiträgen 
nach den Einkünften und nach dem Einheits- 
wert dem Gesamtverband die Mittel zu be- 
schaffen, um den Zuschußbedarf bei denjeni- 
gen Familienausgleichskassen, bei denen das 
Beitragsaufkommen hinter dem Bedarf zu- 
rückbleibt, zu decken. Da die Zuschußleistun- 
gen von dem Gesamtverband sofort zu erbrin- 
gen sind, räumt ihm der Entwurf das Recht 
ein, bereits vor Ablauf des Rechnungsjahres 
Vorschüsse von den Familienausgleichskassen 
anzufordern, bei denen sich voraussichtlich 
Überschüsse ergeben werden. Um das Interesse 
etil einer sparsamen Verwaltung sowohl bei 
den gewerblichen Familienausgleichskassen, 
die Überschüsse abzuführen haben, wie bei 
denjenigen, bei denen Zuschußbedarf besteht, 
zu erhalten, wird der Betrag, der für Verwal- 
tungskosten eingesetzt werden darf, im Ent- 
wurf festgelegt; nur mit Zustimmung der Auf- 
sichtsbehörde soll der Satz im Ausnahmefall 
überschritten werden können. 

Der verbleibende Überschuß der abgeführten 
Beiträge soll zunächst zur Bildung von Be- 
triebsmitteln verwendet werden. Die Entschei- 
dung darüber, ob und in welcher Höhe die Be- 
triebsmittel beim Gesamtverband oder bei den 
einzelnen Familienausgleichskassen angesam- 
melt werden sollen, überläßt der Entwurf der 
Selbstverwaltung. Die Ansammlung von Be- 
triebsmitteln ist erforderlich, um die Zeit bis 
zum Eingang der neuen Beiträge sowie kurz- 
fristige Schwankungen im Beitragsaufkommen 
und der Kindergeldlast zu überbrücken. Sind 
Betriebsmittel in Höhe des 6fachen des laufen- 
den monatlichen Gesamtbedarfs angesammelt, 
so wird nach dem Entwurf (Nr. 8) eine Bei- 
tragsherabsetzung in Frage kommen. Unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Erhö- 
hung der Lohnsumme kann damit gerechnet 
werden, daß die notwendigen Betriebsmittel 
spätestens in 2 Jahren angesammelt sein wer- 
den. Für die Zwischenzeit trifft Artikel V 
Nr. 4 Vorsorge. 
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Zu Nr, 8 

Der nach dem Entwurf neu einzufügende 
§ 14 a des Kindergeldgesetzes soll die Möglich- 
keit bieten, im Wege der Rechtsverordnung 
die Beitragssätze herabzusetzen oder zu erhö- 
hen, wenn die festgesetzten Sätze sich für die 
Durchführung des Gesetzes als zu hoch oder 
zu niedrig erweisen. Das erstere kann z. B. bei 
Lohnerhöhungen, das zweite bei einem we- 
sentlichen Rückgang der Lohnsumme — etwa 
infolge von Kurzarbeit — eintreten. Ferner 
muß mit Schwankungen in der Zahl der drit- 
ten und weiteren Geburten' gerechnet werden. 
Da die Möglichkeit besteht, daß die Grund- 
sätze für die Bemessung der Einheitswerte ge- 
ändert werden, sieht der Entwurf für diesen 
Fall ebenfalls eine Ermächtigung vor, sowoM 
den Beitragssatz wie die Freigrenze nach dem 
Einheitswert durch Rechtsverordnung mit der 
Maßgabe zu ändern, daß das Beitragsaufkom- 
nien aus der Landwirtschaft konstant bleibt. 

Zu Nr, 9 

Die im Entwurf vorgesehenen Änderungen er- 
geben sich daraus, daß der Ausgleich künftig 
im Gesetz selbst geregelt sein wird und von 
dem Vorstand des Gesamtverbandes nicht 
mehr beschlossen, sondern nur noch durchge- 
führt wird. 

Zu Nr. 10 

Obwohl die Haushaltszugehörigkeit der Kin- 
der nicht zu den Anspruchsvoraussetzungen 
gehört, wird von den Familienausgleichskassen 
in der Praxis regelmäßig audi die Haushalts- 
zugehörigkeit der Kinder erfragt, da bei der 
Zugehörigkeit der Kinder zu einem anderen 
Flaushalt als dem des Antragstellers die Ge- 
fahr von Doppelleistungen besonders groß ist. 
Eine Rechtspflicht des Antragstellers zur Be- 
antwortung der Frage gar zur Führung eines 
Nachweises besteht nach der bisherigen 
Rechtslage nicht. Der Entwurf gibt der Fami- 
lienausgleichskasse das Recht, die Vorlage ei- 
ner Flaushaltsbescheinigung zu verlangen, so- 
weit nicht eine Kindergeldkarte vorgelegt wird 
(siehe unter Nr. 13). 

Zu Nr. 11 

Die Praxis hat gezeigt, daß der in dem Kin- 
dergeldgesetz bestimmte Ausschluß des sonst 
in der Sozialgerichtsbarkeit vorgesehenen Vor- 
verfahrens nicht zweckmäßig ist; dies gilt ins- 
besondere für Beitragsstreitigkeiten. In Zu- 


kunft soll daher auch in Kindergeldangele- 
genheiten ein yorverfahren stattfinden. 

Zu Nr. 12 

Nach dem Entwurf sind künftig besondere 
Einrichtungen, deren Leistungen als Leistun- 
gen im Sinne des Kindergeldgesetzes aner- 
kannt werden können, was den Wegfall der 
Beitragspflicht zur Folge hat, nur noch für 
Arbeitnehmer vorgesehen. Diese Einschrän- 
kung ergibt sich daraus, daß die Familienaus- 
gleichskassen, die über die Anerkennung zu 
entscheiden haben, nur noch den Beitrag für 
die Arbeitnehmer nach der Lohnsumme cin- 
zuziehen haben, während die Beiträge der 
Selbständigen für ihre Person nach den Ein- 
künften durch die Finanzämter zusammen mit 
der Einkommensteuer erhoben werden. 

Zu Nr. 13 

Die in § 37 Abs. 2 des Kindergeldgesetzes 
vorgesehene Verordnung über eine Kinder- 
geldkarte ist nicht ergangen, da die Wohnge- 
meinden, die für die Ausstellung der Kinder- 
geldkarte in Frage kommen, die Vorausset- 
zungen für den Anspruch auf Kindergeld — 
Insbesondere das Fehlen von Ausschließungs- 
gründen (z. B. § 3 Abs. 2 des Kindergeldge- 
setzes) — nur unvollkommen nachprüfen 
könnten. Eine Kindergeldkarte in dem Sinn, 
daß an den Inhaber mit befreiender Wirkung 
gezahlt werden kann, wie es in § 37 Abs. 2 
Nr. 2 des Kindergeldgesetzes vorgesehen war, 
kann daher erst eingeführt werden, wenn das 
Kindergeldrecht wesentlich vereinfacht ist, was 
ohne die grundsätzlichen Änderungen des Sy- 
stems, die aus den unter A. aufgeführten Er- 
wägungen zurückgestellt worden sind, nicht 
geschehen kann. Die Kindergeldkarte, die der 
Entwurf vorsieht, hat nur noch die Bedeutung 
einer Bescheinigung, daß dem Haushalt des 
Inhabers 3 oder mehr Kinder unter 18 Jahren 
angehören. Eine solche Kindergeldkarte ist 
trotz ihrer verminderten Bedeutung geeignet, 
den Nachweis des Anspruchs auf Kindergeld 
beträchtlich zu erleichtern. Falls eine Kinder- 
geldkarte von einem Antragsteller nicht vor- 
gelegt werden kann, werden die Familienaus- 
gleichskassen besonders darauf zu aditen ha- 
ben, daß keine Doppelleistungen erfolgen. 

Artikel II (Änderung des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes) 

Durch das Kindergeldanpassungsgesetz sind 
die Leistungen für dritte und weitere Kinder 
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von Beziehern von Renten aus der Unfallver- 
sicherung und den Rentenversicherungen, von 
Arbeitslosen und von Beziehern von Aus- 
gleichsrenten nach dem Bundesversorgungsge- 
setz an die Sätze des Kindergeldgesetzes ange- 
paßt worden. Die Erhöhung dieser Satze 
durch den Entwurf erfordert entsprechend der 
Zielsetzung des Kindergeldanpassungsgesetzes 
eine erneute Anpassung. Eine solche Notwen- 
digkeit besteht jedoch nicht In der Rentenver- 
sldierung, In der die Leistungen für Kinder 
inzwischen durch die Rentenreform wesentlich 
über die Sätze des Kindergeldgesetzes (auf 
rund 36 DM) angehoben worden sind. Das 
gleiche gilt für die Unfallversicherung, da 
hier In Kürze mit einer Erhöhung der Kinder- 
zulagen auf 35 DM gerechnet werden kann. 

Da die Vorschriften des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes, soweit sie die Kinder der Be- 
zieher von Ausgleichsrenten nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz betreffen, Inzwischen Be- 
standteile des Bundesversorgungsgesetzes ge- 
v/orden sind, muß die Anpassung für diese 
Personenkreise durch Änderung des genannten 
Gesetzes erfolgen, was in Artikel IV des Ent- 
wurfs geschieht. Für die dritten und weiteren 
Kinder von Beziehern von Arbeislosengeld 
oder Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe 
werden durch Artikel II die Leistungen auf 
30 DM erhöht. 

Artikel III (Änderung des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Diese Vorschrift des Entwurfs gibt die Mög- 
lichkeit, auch für den Geltungsbereich des Kin- 
dergeldergänzungsgesetzes Verwaltungen und 
Betriebe, die dem öffenlichen Dienst naheste- 
hen, den Körperschaften des öffentlichen Rechts 
gleichzustellen (vgl. die Ausführungen zu Ar- 
tikel I Nr. 2). Die entsprechende für die Bei- 
tragsseite geltende Vorschrift des Artikels I 
Nr. 4 Buchstabe b findet auf Grund der Ver- 
weisungsvorschrift des § 5 Abs. 1 des Kinder- 
geldergänzungsgesetzes für dessen Bereich 
ohnehin Anwendung. 

Die Vorschrift des § 2 Abs. 3 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes, die den Anspruch auf 
Kindergeld von nicht erwerbstätigen Personen 
ausschließt, wenn ein Elternteil des Kindes 
außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
erwerbstätig ist, hat zu Härten geführt, wenn 
Väter ihre Familien verlassen und sich nicht 
mehr um die Kinder kümmern. In Zukunft soll 
nach dem Entwurf ein Anspruch auf Kinder- 


geld bestehen, wenn die Kinder ihre Unter- 
haltsansprüche gegen den im Ausland er- 
werbstätigen Elternteil nicht verwirklichen 
können. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift des § 4 Abs. 3 des Kindergeld- 
ergänzungsgesetzes will dafür Vorsorge tref- 
fen, daß bei einem Wechsel der Zuständigkeit 
keine Unterbrechung der Kindergeldzahlung 
eintritt, und verpflichtet daher den bisherigen 
Träger der Kindergeldzahlung, das Kinder- 
geld so lange weiterzuzahlen, bis die Zustän- 
digkeit eines neuen Trägers der Kindergeld- 
zahlung feststeht. Verzögerungen in der Aus- 
zahlung des Kindergeldes können sich bei ei- 
nem Wechsel der Zuständigkeit jedoch daraus 
ergeben, daß der neue Träger der Kindergeld- 
zahlung, der an die Feststellung des alten Trä- 
gers über das Vorliegen der Anspruchsvoraus- 
setzung nicht gebunden ist, diese Vorausset- 
zung erneut nachprüft und seine Prüfung bis 
zur Fälligkeit des Kindergeldes noch nicht ab- 
geschlossen hat. Um auch solche Verzögerun- 
gen zu vermeiden, verpflichtet Absatz 5 des 
§ 4 des Kindergeldergänzungsgesetzes, der 
nach dem Entwurf angefügt werden soll, den 
neuen Träger der Kindergeldzahlung, das 
Kindergeld bis zum Abschluß seiner Prüfung 
vorläufig — gegebenenfalls unter Vorbehalt 
— zu zahlen. 

Zu Nr. 3 

Nachdem, wie zu Artikel I unter Nr. 4 ausge- 
führt, durch den Entwurf der Kreis der Bei- 
tragspflichtigen nach dem Kindergeldgesetz 
erweitert worden ist und damit an die Fami- 
lienausgleichskassen auch Beiträge aus dem 
Kreis der Personen abgeführt werden, denen 
Ansprüche nach dem Kindergeldergänzungsge- 
setz zustehen, kann auf die Vorschrift ver- 
zichtet werden, daß der Bund die Aufwen- 
dungen, die den In § 3 Abs. 1 Nr. 3 aufge- 
führten Familienausgleichskassen für die Kin- 
dergeldzahlung an nichterwerbstätige Perso- 
nen entstehen, erstattet. Nach dem Entwurf 
soll diese Aufwendungen künftig der Ge- 
samtverband tragen, an den auch die Bei- 
träge nach den Einkünften dieser Personen 
(z. B. aus Kapitalvermögen oder Vermietung 
und Verpachtung) abgeführt werden. 

Artikel IV (Änderung des Bundesversor- 
gungsgesetzes) 

Auf die Ausführungen zu Artikel II wird ver- 
wiesen. 
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Artikel V (Übergangsvorschriften) 

Zu Nr. 1 

Nach Artikel VII sollen die Vorschriften die- 
ses Gesetzes über die Beiträge nach der Lohn- 
und Gehaltssumme bereits ab 1. Januar 1957 
in Kraft treten. Die Beitragserhebung in Höhe 
von 1 V. H. der Lohn- und Gehaltssumme die- 
ses Jahres wird jedoch aus verwaltungstechni- 
schen Gründen erst Anfang 1958 erfolgen 
können. Der Entwurf sieht daher einstweilen 
die Erhebung von Vorschüssen vor, wobei 
Vorschüsse, die nach den bisherigen Vorschrif- 
ten für 1957 schon erhoben worden sind, an- 
zurechnen sind. Der Entwurf stellt sicher, daß 
die von den Kleinstunternehmern, die nach 
den Vorschriften des Entwurfs künftig nicht 
mehr beitragspflichtig sind, möglicherweise ge- 
leisteten Vorschüsse den Kleinstunternehmern 
wieder zugute kommen. 

Zu Nr. 2 

Die Erhebung der Beitrage nach den Einkünf- 
ten Ist nach Artikel VII erst ab 1. Januar 1958 
vorgesehen, da die Einziehung durch die Fi- 
nanzämter zu erfolgen hat, die verwaltungs- 
technischen Vorbereitungen hierfür eine ge- 
wisse Zeit in Anspruch nehmen werden und 
die Anrechnung der Vorschüsse, die von den 
Selbständigen für ihre Person nach den bis- 
herigen Vorschriften bereits an die Familien- 
ausgleichskassen geleistet worden sind, erheb- 
liche Schwierigkeiten machen würde. Sie sollen 
daher für das Jahr 1957 nach den bisherigen 
Vorschriften zu Beiträgen herangezogen wer- 
den. Der Entwurf schließt jedoch das nach den 
bisherigen Vorschriften gegebene Recht der 
Familienausgleichskassen, auch Selbständige mit 
einem Einkommen unter der gesetzlichen Frei- 
grenze zu Beiträgen heranzuziehen, aus, um 
die gewünschte Entlastung der wirtschaftlich 
schwachen Selbständigen schon im Jahre 1957 
wirksam werden zu lassen. 

Zu Nr. 3 

Da auch die Beiträge nach dem Einheitswert 
des landwirtschaftlichen Grundbesitzes aus 
ähnlichen Gründen, wie sie zu Nr. 2 dargelegt 
sind, erst ab 1. Januar 1958 von den Finanz- 
ämtern eingezogen werden können, sieht der 
Entwurf auch die Einziehung der Beiträge 
durch die landwirtschaftlichen Familienaus- 
gleichskassen für das Jahr 1957 nach den bis- 
herigen Vorschriften vor. Für landwirtschaft- 
liche Kleinstunternehmer soll jedoch bereits Im 


Jahre 1957 eine Beitragsentlastung eintreten, 
die durch entsprechend höhere Zuschüsse des 
Gesamtverbandes ausgeglichen wird. 

Zu Nr. 4 

Da der Gesamtverband zunächst noch nicht 
über die notwendigen Betriebsmittel verfügt 
(siehe die Ausführungen zu Artikel I unter 
Nr. 7), sieht der Entwurf ein Darlehen der 
Familienausgleichskassen aus den Rücklagen 
oder den Betriebsmitteln vor, die diese auf 
Grund der bisherigen Vorschriften angesam- 
melt haben. Für den Fall, daß diese Mittel 
nicht ausreichen, mußte die Möglidikeit ge- 
schaffen werden, einen Sondervorschuß von 
den Beitragspflichtigen zu erheben, der auf d’e 
Beiträge späterer Jahre anzurechnen ist. 

Zu Nr. 5 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Überschüsse 
der Familienausgleichskassen, die In der Zeit 
bis zum 31. Dezember 1956 bei einzelnen Fa- 
milienausgleichkassen erzielt worden sind, 
nicht der Allgemeinheit der Beitragspflichti- 
gen, sondern lediglich dem Kreis zugute kom- 
men, der die Beiträge nach den bisherigen 
Vorschriften aufgebracht hat. Sie können ins- 
besondere auf die Beiträge des Jahres 1957 an- 
gerechnet werden. 

Zu Nr. 6 

Da damit gerechnet werden muß, daß noch 
ungedeckte Verpflichtungen einer Familien- 
ausgleichskasse aus der Zeit bis zum 31. De- 
zember 1956 bestehen, sieht der Entwurf die 
Erhebung einer Nachtragsumlage entspre- 
chend den bisherigen Vorschriften auch nach 
Inkrafttreten des Änderungsgesetzes vor. 

Zu Nr. 7 

Die Ermächtigung an den Bundesminister für 
Arbeit zur Neufassung der Kindergeldgesetze 
ist ähnlichen Vorschriften in anderen Ände- 
rungsgesetzen nachgebildet. 

Artikel VI (Geltung im Land Berlin und im 
Saarland) 

Da die Kindergeldgesetzgebung bisher schon 
im Land Berlin galt, enthält der Entwurf die 
übliche Berlin-Klausel. Eine einheitliche Rege- 
lung des Kindergeldes im Saarland und im 
übrigen Bundesgebiet kann dagegen zunächst 
noch nicht erfolgen, da die Unterschiede in der 
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beiderseitigen Gesetzgebung zu groß sind und 
die Kindergeldregelung auch im Zusammen- 
hang mit der Frage der Löhne steht, deren 
Höhe in den beiden Gebieten ebenfalls starke 
Unterschiede aufweist. Der Entwurf enthält 
daher eine negative Saar-Klausel. 

Artikel VII (Inkrafttreten) 

Es erscheint notwendig, von dem Grundsatz, 
daß das Gesetz — einschließlich der Erhöhung 
des Kindergeldes — mit dem zweiten Kalen- 
dermonat nach seiner Verkündung in Kraft 
treten soll, die Vorschriften über die Aufbrin- 
gung der Mittel (einschließlich des Ausgleichs) 
auszunehmen. Beiträge können ohne erhebli- 
chen Verwaltungsaufwand für das Jahr 1957 
nur einheitlich entweder nach den bisherigen 
oder den neuen Grundsätzen erhoben werden. 
Der Entwurf sieht daher vor, daß von den 
gewerblichen Familienausgleichskassen Bei- 
träge für die Arbeitnehmer nach der Lohn- 
und Gehaltssumme, die die wichtigste Finan- 
zierungsquelle darstellen, bereits ab 1. Januar 
1957 nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
erhoben werden. Die Gründe, weshalb die 
Beiträge nach den Einkünften und nach dem 
Einheitswert des landwirtsAaftllchen Grund- 
besitzes erst ab 1. Januar 1958 nach den neuen 
Vorschriften eingezogen werden können, sind 
zu Artikel V unter Nr. 2 dargelegt. 

C. Finanzieller Teil 

Über die voraussichtlichen finanziellen Aus- 
wirkungen des Entwurfs gibt die nachstehende 
Übersicht Aufschluß: 

L Familienausgleichskassen 
a) Bedarf 

Von den Familicnausgleichskassen wurden 
im Jahre 1955 431,4 Mio DM Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz gezahlt. Eine 
Erhebung über die Aufwendungen im 
Jahre 1956 läuft zur Zeit. Mit den Ergeb- 
nissen kann bis Ende März 1957 gerechnet 
werden. Nach vorläufigen Schätzungen 
wird man für 1956 mit um 5 v. H. ^ 21,6 
Mio DM erhöhten Aufwendungen rechnen 
müssen. Die Erhöhung des Kindergeldes 
von 25 DM auf 30 DM — also um 
20 V. H. — wird zusätzlich 90,6 Mio DM 
erfordern. Hinzu kommen noch die Auf- 
wendungen der Familienausgleichskassen 
nach dem Kindergeldergänzungsgesetz, die 
sich z. Z. etwa auf 2,5 Mio DM belaufen 
und sich durch die Erhöhung des Kinder- 


geldes um 0,5 Mio DM auf etwa 3 Mio DM 
erhöhen werden. Danach ergibt sich ein 
Gesamtaufwand an Kindergeld von 

546,6 Mio DM. 

Hinzu kommen noch 

Verwaltungskosten in 

Höhe von 16,4 Mio DM, 

so daß sich ein Gesamt- 
bedarf von rund . . . 563,0 Mio DM 

ergeben wird, 
b) Deckung 

Auf der Beitragsseite kann mit folgenden 
Zahlen gerechnet werden: 

1. Beiträge nach der Lohnsnmme in der ge- 
werblichen Wirtschaft 

Im Jahre 1955 betrug die Lohnsumme 
(ohne öffentlichen Dienst, Alliierte und 
Landwirtschaft) etwa 58 Mrd. DM. Sie 
ist im vergangenen Jahr um etwa 
12 V. H. auf rund 65 Mrd. gestiegen, so 
daß sich bei einem Beitragssatz von 
1 V. H. das Beitragsaufkommen auf et- 
wa 650 Mio DM belaufen würde. Das 
Beitragsaufkommen wird sich durch die 
Beitragsfreigrenze (Lohnsummen unter 
6000 DM) und durch Beitragsausfälle 
bei den Beitragspflichtigen voraussicht- 
lich um 80 Mio DM ermäßigen. Das 
Aufkommen aus Beiträgen nach der 
Lohnsumme wird daher mit 

570 Mio DM 

angesetzt werden können. 

2. Beiträge nach den Ein- 
künften der Selbständi- 
gen in der gewerblichen 
Wirtschaft und in den 
freien Berufen 
Es wird mit einem Bei- 
tragsaufkommen von 

etwa 

geredinet werden können. 

3. Beiträge der Landwirt- 
schaft nach dem Ein- 
heitswert 

Es wird mit einem Bei- 
tragsaufkommen von 
etwa 

gerechnet werden können. 

Es wird sich daher voraus- 
sichtlich ein Gesamtbei- 
tragsaufkommen von rd. 660 Mio DM 
ergeben. 


60 Mio DM 


30 Mio DM 
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Der sich aus der Differenz zwischen dem 
Beitragsaufkommen von 660 Mio DM und 
dem Bedarf von 563 Mio DM ergebende 
Überschuß von rund 97 Mio DM dürfte — 
in Verbindung mit dem im Entwurf vor- 
gesehenen Darlehen — ausreichen, um die 
Zeit bis zum Eingang der Beiträge für das 
kommende Jahr zu überbrücken. Im Laufe 
des zweiten Jahres werden voraussichtlich 
die im Gesetz vorgesehenen Betriebsmittel 
in Höhe des Bedarfs von 6 Monaten ange- 
sammelt werden können. 


In dem Anlauf jahr 1957 wird das Bei- 
tragsaufkommen der Selbständigen der ge- 
werblichen Wirtschaft zwar um etwa 
40 Mio DM hinter dem Ansatz Zurück- 
bleiben, da die Einziehung durch die Fi- 
nanzämter erst vom Jahre 1958 an erfol- 
gen soll. Dies wird aber dadurch ausgegli- 
chen, daß die Erhöhung des Kindergeldes 
von 25 auf 30 DM erst im Laufe des Jah- 
res 1957 eintreten wird, während die Bei- 
träge in Höhe von 1 v. H. der Lohnsumme 
bereits für das ganze Jahr 1957 erhoben 
werden. 


11. Sonstige Träger der Kindergeldzahlung 


Aufwendungen an Kindergeld in DM 



bisher 

zusätzlich 
(infolge Erhö- 
hung des 
Kindergeldes) 

künftig 

Insgesamt 

a) Bund, Länder, Gemeinden (Gemeindever- 
bände) ' 

als Träger der Kindergeldzahlung nach 
dem KGEG (insbesondere für ihre nicht 
unter TO.A und TO.B fallenden Arbeit- 
nehmer) 

2,4 Mio 

0,48 Mio 

2,88 Mio 

b) Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 

Aufwendungen in der 

1 . Arbeitslosenversicherung 

2. Arbeitslosenhilfe 

8 Mio 

10 Mio 

1,6 Mio 

2 Mio 

9,6 Mio 
12,0 Mio 

c) Versorgungsämter 

Aufwendungen für 

1 . Bezieher von Ausgleichsrente 

2. Bezieher von Witwenrente 

2,1 Mio 
2,4 Mio 

0,42 Mio 
0,48 Mio 

2,52 Mio 
2,88 Mio 


III. Mehraufwendungen an Kindergeld 
insgesamt 

1. Familienausgleichskassen 91,10 Mio DM 

2. Sonstige Träger der 

Kindergeldzahlung 4,98 Mio DM 

96,08 Mio DM 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel I Nr. 2 Buchstabe c 

In § 3 Abs. 3 Satz 1 sind die Worte 
„die dem öffentlichen Dienst nahestehen“ 
durch die Worte „an denen der Bund, die 
Länder, Gemeindeverbände oder Gemein- 
den überwiegend beteiligt sind und die in 
eigener Rechtsform betrieben werden“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung ist zur* Vermeidung von 
Mißverständnissen erforderlich. 

2. Zu Artikel I Nr. 4 

In § 10 ist folgender Buchstabe d anzufügen: 
„d) Absatz 5 wird gestrichen.“ 
Begründung 

Im Hinblick auf die in Artikel I Nr, 5 vor- 
gesehene Neufassung des '§11 besteht für 
die Beibehaltung des bisherigen § 10 Abs. 5 


kein Bedürfnis mehr, weil der dort ge- 
nannte beitragspflichtige Personenkreis die 
Beiträge an das zuständige Finanzamt ab- 
zuführen hat und bereits der Überwachung 
durch das Finanzamt unterliegt. 

3. In Artikel I Nr. 5, 6 und 7 

sind die Vorschriften zu streichen, die die 
Einschaltung der Finanzämter vorsehen. 

Begründung 

Gegen die Übertragung der neuen Auf- 
gaben auf die Finanzämter bestehen 
schwerste Bedenken. Jede weitere Be- 
lastung der Finanzämter muß zwangsläufig 
dazu führen, daß die ihnen in erster Linie 
obliegenden Arbeiten darunter leiden und 
daß die wesensmäßigen Arbeiten der 
Steuerverwaltung, nämlich die Festsetzung 
der Steuern und deren Einziehung, nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt erledigt 
werden können. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Nr. 1 (Artikel I Nr. 2 Buchstabe c) 

Dem Änderungsvorschlag kann nicht zuge- 
stimmt werden. 

Nach der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Fassung würde eine ganze Reihe von Unter- 
nehmen, die wegen der Verfolgung öffent- 
licher oder gemeinnütziger Zwecke oder aus 
anderen Gründen in enger Verbindung zum 
öffentlichen Dienst stehen und seit langer 
Zeit die Kinderzuschlagsregelung des öffent- 
lichen Dienstes anwenden, den Körperschaften 
des öffentlichen Rechts hinsichtlich des Kin- 
dergeldgesetzes nicht gleichgestellt werden 
können. Nur beispielsweise sei darauf hinge- 
wiesen, daß bei der vorgeschlagenen Fassung 
Unterrichtsanstalten und Krankenhäuser, die 
von Religionsgesellschaften oder ihren Glie- 
derungen unterhalten, jedoch in privater 
Rechtsform betrieben werden, die Voraus- 
setzung für eine Gleichstellung nicht erfüllen 
würden, ferner nicht Vereine des bürgerlichen 
Reclits, die, obwohl ihre Mitglieder aus- 
schließlich Privatpersonen sind, wegen ihres 
gemeinnützigen Charakters aus Öffentlichen 
Mitteln gefördert werden oder der Dienst- 
aufsicht des Staates unterstehen (z. B. die 
technischen Überwachungsvereine). Die in 
der Regierungsvorlage vorgesehene elastisdie 
Fassung erscheint demnach notwendig, um 
der Vielgestaltigkeit auf diesem Gebiet ge- 
recht zu werden. Die Gefahr von Miß- 
verständnissen dürfte nicht bestehen, zumal 
der Kreis der für die Gleichstellung in Frage 
kommenden Verwaltungen und Betriebe von 
vornherein dadurch eingeschränkt wird, daß 
die Gleistellung die Anwendung der Kinder- 
zuschlagsregelung des öffentlichen Dienstes 
voraussetzt. 

Zu Nr. 2 (Artikel I Nr. 4) 

Dem Änderungsvorschlag wird zugestimmt. 


Die Zustimmung erfolgt jedoch unter der 
Voraussetzung, daß bei Einziehung der Bei- 
träge der Selbständigen die Finanzämter in 
der Weise eingeschaltet werden, wie es der 
Entwurf vorsieht, also dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates zu Nr. 3 nicht ent- 
sprochen wird. 

Die Streiclaung der Vorschrift über die Melde- 
pflicht der Selbständigen (§ 10 Abs. 5 des 
Kindergeldgesetzes) erfordert, daß § 30 des 
Kindergeldgesetzes, der eine Ordnungsstrafe 
für die Verletzung der Meldepflicht vorsieht, 
entsprechend geändert wird. Es wird daher 
vorgeschlagen, daß nach Nr. 11 des Entwurfs 
folgende Nummer 11a eingefügt wird: 

„11a. In § 30 Abs. 1 Nr. 2 werden die 
Worte „oder seiner Meldepflicht nach 
§ 10 Abs. 5 zu genügen“ gestrichen. 

Zu Nr. 3 (Artikel I Nr. 5, 6 und 7) 

Dem Änderungsvorschlag kann nicht zuge- 
stimmt werden. 

Bei einer Heranziehung der Selbständigen zu 
Beiträgen nach ihren Einkünften, wie sie der 
Entwurf vorsieht, um der unterschiedlichen 
Leistungsfähigkeit der Selbständigen Rech- 
nung tragen zu können — eine Änderung 
dieses Beitragsmaßstabes schlägt der Bundes- 
rat nicht vor — , ist eine Einschaltung der 
Finanzämter unentbehrlich, da nur sie, nicht 
aber die Familienausgleichskassen (oder die 
Berufsgenossenschaften), über die notwen- 
digen Unterlagen verfügen. Bei der Ein- 
ziehung der Beiträge in der Landwirtschaft 
nach dem Einheitswert kann ebenfalls auf 
eine Einschaltung der Finanzämter nicht ver- 
zichtet werden, da nur ein Teil der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften, bei denen 
die Familienausgleichskassen errichtet sind, 
den Einheitswert als Beltragsmaßstab zu- 
grunde legt. 
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